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Online-Plattformen im Visier von Brüssel
Die Welle von Desinformation seit dem Hamas-Terrorangriff wird zum ersten Testfall für die neuen EU-Regeln

HANSUELI SCHÖCHLI, BRÜSSEL

Jetzt wissen wir es: Die Social-Media-
Plattform X (ehemals Twitter) wird in
Europa vorderhand nicht geschlos-
sen. Das sagt jedenfalls ihr Chef Elon
Musk. Ein Medienbericht von diesem
Mittwoch behauptete, dass X wegen der
strengen EU-Vorgaben für die grossen
Online-Plattformen im Kampf gegen
Desinformation und sonstige schädliche
Meldungen den Abgang aus Europa er-
wäge. «Völlig falsch», erklärte Musk
noch am gleichen Tag, natürlich via X.

Seit Elon Musk vor Jahresfrist Twit-
ter übernommen und danach Über-
wachungspersonal abgebaut hat, ist
der Ruf des Mediums in den Keller ge-
rutscht. Auch die EU-Kommission hat
X ins Visier genommen. Seit dem Ter-
rorangriff von Hamas auf Israel vom
7. Oktober gilt die Plattform noch stär-
ker als zuvor als Brutnest für die Ver-
breitung von Desinformation und sons-
tigen schädlichen Botschaften. Eine im
September publizierte Studie im Auf-
trag der EU hatte schon vorher Indizien
dafür geliefert, dass X besonders anfäl-
lig ist auf Missbräuche.

Management via X

Der für den EU-Binnenmarkt zu-
ständige französische EU-Kommissar
Thierry Breton scheint die Sache per-
sönlich zu nehmen. Jedenfalls inszeniert
er sich seit dem Hamas-Anschlag als
europäischer Sheriff, der bei den gros-
sen Social-Media-Plattformen aufräu-
men will. Ironischerweise hat Breton
dabei eine Methode von Elon Musk
kopiert: Management via X. So verbrei-
tete Breton am 10. Oktober auf X den
Brief, den er gleichentags an Musk ge-
schickt hatte. Darin äussert er den Ver-
dacht, dass X als Plattform zur Verbrei-
tung von illegalem Inhalt und Desinfor-
mation in der EU gebraucht werde.

Der Brief verlangte Klarheit über
die Prinzipien der Plattform zur Ab-
lehnung von Inhalten, die rasche Ent-
fernung von illegalen Inhalten sowie
wirksame Massnahmen im Kampf
gegen Desinformation. Und ja: Eine
vollständige Antwort bitte «innert 24
Stunden». In den Folgetagen schickte
Breton ähnliche Briefe auch an Goo-
gle (Youtube), Meta (Facebook) und
Tiktok. Auch diese Briefe konnte man
auf Bretons X-Kanal lesen.

Eine Frist von nur 24 Stunden ist nir-
gends in einem EU-Gesetz verankert,
doch diese Schreiben, so hiess es aus
Brüssel, seien «politische Briefe» gewe-
sen. Will heissen: für die Galerie und
den Aufbau von öffentlichem Druck.
Dieses publizitätsträchtige Vorgehen
mag für Politiker mit Geltungsdrang
natürlich sein, doch es löste unter
Verteidigern der Meinungsäusserungs-
freiheit auch Nasenrümpfen aus. Eine
Kernbotschaft von Kritikern: Schüsse
aus der Hüfte ohne klare gesetzliche
Verankerung lösten vor allem Unsicher-
heit aus und illustrierten, dass man der
EU-Kommission nicht zu grosse Spiel-
räume geben solle.

Thierry Breton erhielt auf seine
Briefe rasch erste Antworten. Doch
diese Antworten genügten in Brüssel
nicht. Die EU-Kommission schickte
am 13. Oktober an X eine formale In-
formationsanfrage gemäss dem neuen

EU-Gesetz über digitale Dienstleistun-
gen. X musste bis zum 18. Oktober über
seine Krisenmassnahmen im Kontext
des Hamas-Terrors berichten und muss
bis Ende Oktober weitere Angaben zur
Erfüllung der gesetzlichen Vorgaben lie-
fern. Diesen Mittwoch schickte die EU-
Kommission ähnliche Anfragen an Meta
und Tiktok.

Zugriff seit Ende August

Die grossen Online-Plattformen wie
Google, Facebook, X und Tiktok kön-
nen sich in Europa nicht mehr alles er-
lauben – die EU hat jetzt strenge Re-
geln, und sie wird diese durchsetzen:
Diese Botschaft verkündet Thierry Bre-
ton seit den Hamas-Anschlägen mit be-
sonderem Nachdruck. Der Fall Hamas
wird zum ersten grossen Testfall für
das neue EU-Gesetz über die digita-
len Dienste. Das Gesetz trat im Novem-

ber 2022 in Kraft und enthält für On-
line-Plattformen in der EU diverse Ver-
pflichtungen, wie etwa Massnahmen zur
Bekämpfung illegaler Inhalte. Doch es
gibt noch Übergangsfristen: Die volle
Anwendung greift erst ab Februar 2024.

Anders liegt der Fall bei den sehr
grossen Online-Plattformen und Such-
maschinen. Zum einen obliegt bei die-
sen die Durchsetzung des neuen Geset-
zes im Prinzip nicht den Mitgliedstaaten,
sondern direkt der EU-Kommission,und
dies greift seit Ende August 2023. Und
zum anderen gehen die Verpflichtungen
der grossen Plattformen besonders weit:
Sie müssen generell Massnahmen gegen
den Missbrauch ihrer Systeme treffen,ihr
Risikomanagement beaufsichtigen las-
sen und Risiken wie Desinformation,
Wahlmanipulation, Cybergewalt oder
jugendgefährdende Inhalte lindern.

Als «sehr gross» gelten Plattformen
mit über 45 Millionen Nutzern pro

Monat in der EU. Die EU hat diesen
April 17 sehr grosse Online-Plattformen
identifiziert, darunter auch Facebook,
Tiktok, X und Youtube.

Schädliches kann legal sein

Das neue Gesetz definiert nicht, was
illegale Inhalte sind. Das ist definiert
durch den schon bisher bestehenden
Rechtsrahmen in der EU und auf natio-
naler Ebene. Auf EU-Ebene sind unter
anderem terroristische Inhalte und
Hassreden als illegal definiert. Online-
Plattformen müssen illegalen Inhalt
entfernen. Das Gesetz verlangt von den
grossen Plattformen aber auch Mass-
nahmen gegen weitere schädliche In-
halte wie etwa Desinformation.

Irreführende Informationen sind im
Prinzip nicht verboten und müssen des-
halb durch die Plattformen auch nicht
entfernt werden, wie die EU-Kommis-
sion auf Anfrage betont: Aber die gros-
sen Plattformen müssten die Risiken
einer starken Verbreitung von Falsch-
meldungen senken – zum Beispiel durch
Warnhinweise und durch tiefe Platzie-
rung in Melderanglisten.

Die Umsetzung dieses Gesetzes, das
weit über die Grenzen der Europäi-
schen Union hinaus ausstrahlt, wird
mit Spannung zu verfolgen sein. Die
Sache ist Neuland für alle Beteiligten.
Die EU-Kommission hat für die Durch-
setzung des neuen Gesetzes umgerech-
net rund 150 Vollzeitstellen vorgesehen.
Das Ausmass der verlangten Miss-
brauchsbekämpfung der Plattformen
und die Abgrenzung zwischen schäd-
lichen Inhalten und schützenswerter
Meinungsäusserungsfreiheit werden
sich in der Praxis noch herausbilden
müssen. Mit Gerichtsfällen ist früher
oder später zu rechnen.

Auch bei den grossen Plattformen
werden die EU-Mitgliedstaaten in der
Umsetzung eine Rolle spielen. Sie müs-
sen bis Februar 2024 nationale Koor-
dinatoren bestimmen. Die EU-Kom-
mission hat diese Woche im Licht des
Hamas-Terrors die Mitgliedländer zu
mehr Tempo aufgefordert. Erst wenn
die Mitgliedländer ihre Hausaufgaben
gemacht haben, wird laut EU-Kommis-
sion auch die Verhängung von Bussen
an Plattformen möglich sein. Bei Ver-
stössen gegen das neue Gesetz drohen
den Plattformen Bussen bis zu 6 Prozent
ihres weltweiten Jahresumsatzes.

Der früher als Twitter bekannte Kurznachrichtendienst X ist im Clinch mit der EU. NOAH BERGER / AP

«Der Schweizer Branchenkult führt zu organisierter Inzucht»
Pascal Scheiwiller, CEO des Outplacement-Beraters von Rundstedt, fordert mehr Offenheit bei der Stellenbesetzung

CHRISTIN SEVERIN

Am Schweizer Arbeitsmarkt läuft vieles
gut. Die Arbeitslosenquote ist tief. Be-
fürchtungen vom vergangenen Herbst,
dass ein Konjunktureinbruch zu einer
Abkühlung am Arbeitsmarkt führen
könnte, haben sich nicht bewahrheitet.
Allerdings: Unter der Oberfläche gibt
es schädliche Entwicklungen, die für die
Betroffenen schwierig sind. Jemand, der
kein Faible für Zuckerguss hat, ist Pas-
cal Scheiwiller, CEO des Outplacement-
Beraters von Rundstedt.

Stellenverlust als Nagelprobe

Der Arbeitsmarktexperte sieht in der
Schweiz eine zunehmende Polarisierung
zwischen den Gewinnern und Verlie-
rern. Einerseits gibt es Leute, die auf
dem Arbeitsmarkt extrem gefragt sind.
Übersehen werde dabei aber die Min-
derheit der Menschen, die ausgesteuert
würde und einfach nicht mehr in den
Arbeitsmarkt hineinfände. Für die Be-
troffenen sei es extrem hart, ständig vom
Fachkräftemangel zu hören und den-
noch keine Stelle zu finden. Das ergibt
sich auch aus einer Umfrage bei knapp
2000 HR-Managern und Führungskräf-
ten in der Schweiz, die Scheiwiller und
sein Team gemacht haben, um heraus-

zufinden, wo die grössten Spannungs-
felder im Arbeitsmarkt liegen. Wer auf
welcher Seite steht, zeigt sich gemäss
Scheiwiller im Fall eines Stellenver-
lustes. «Das ist die Nagelprobe, dann
kommt der Realitätscheck.»

Die tiefe Arbeitslosenquote, die ge-
mäss dem Seco derzeit bei zwei Prozent
liegt, spiegelt gemäss Scheiwiller nicht

die ganze Realität. «Das ist nur der kon-
junkturelle Teil der Arbeitslosigkeit.»
Wer das wahre Problem sehen möchte,
muss sich den strukturellen Teil an-
schauen. Berücksichtige man Stellen-
suchende ohne Anspruch auf Arbeits-
losenunterstützung wie Wiedereinsteige-
rinnen oder auch Ehefrauen von Expats,
die Ausgesteuerten und die sogenannten
Unterbeschäftigten, die mit Pensen von
20 oder 40 Prozent tätig seien, aber lie-
ber Vollzeit erwerbstätig wären, erhalte

man die Arbeitsmangelquote. Diese läge
zurzeit bei rund 9 Prozent. «Es gibt viele
Menschen, die mehr arbeiten wollen, auf
dem Markt aber nicht finden, was sie su-
chen», meint Scheiwiller.

Schädliche Klon-Mentalität

Der Hauptgrund dafür dürfte ein Mis-
match sein, ein Missverhältnis zwischen
den Profilen, die gesucht sind, und
denen, die die Suchenden mitbringen.
Getrieben wird dies durch die umfas-
sende Digitalisierung der Berufswelt. In
diesem Umfeld verlören einige den An-
schluss, die Polarisierung zwischen Ge-
winnern und Verlieren sei ein Indiz für
den Mega-Strukturwandel, in dem wir
uns befänden, meint Scheiwiller.

Um Abhilfe zu schaffen, steht aber
nicht in erster Linie der Staat in der
Pflicht, sondern die Arbeitgeber und
Arbeitnehmer selbst. Letztere sollten
auf ihre Arbeitsmarktfähigkeit achten,
indem sie sich im Austausch mit ande-
ren weiterbilden und beruflich à jour
halten. Problematisch bei den Unter-
nehmen findet Scheiwiller, dass diese
bei Einstellungen viel zu oft das Zero-
Gap-Prinzip verfolgen würden. Bewer-
ber sollen die gleichen Aufgaben, die
gleichen Herausforderungen in der
gleichen Funktion und der gleichen

Branche bereits mehrmals erfolgreich
erfüllt haben.

Es brauche aber mehr Toleranz für
Profile, die man erst entwickle, und man
müsse den Menschen mehr Zeit geben,
in ihre Aufgabe hineinzuwachsen, ist
Scheiwiller überzeugt. Als eine der Ur-
sachen dafür sieht Scheiwiller einen in
der Schweiz sehr ausgeprägten Bran-
chenkult. In der Theorie seien sich zwar
alle einig, dass es gerade in einem Struk-
turwandel mehr Flexibilität brauche, die
Praxis sei jedoch eine andere.Die Firmen
würden dabei unterschätzen,dass gerade
Berufsleute aus anderen Branchen wich-
tige Impulse geben könnten. Stattdes-
sen werde gefordert, dass jemand sofort
schon voll leistungsfähig sei.

Falsch verstandene Diversität

Den fast schon ausschliesslichen Fokus
auf Branchenkenner findet Scheiwiller
tragisch, er spricht von «organisierter In-
zucht». Diese sieht er in der mensch-
lichen Natur begründet. Intuitiv gingen
die wenigsten Menschen auf Diversität.
Stattdessen suche man nach seinesglei-
chen. «Dann ist alles smooth, harmoni-
scher und schneller.» Mit dieser Ten-
denz müsse man bewusst umgehen,
denn das nicht reflektierte Verhalten
münde oft in mangelnde Vielfalt. Ge-

rade branchenfremde Bewerber könn-
ten dank anderen Erfahrungen oftmals
frische Impulse geben. Zwar redeten
heute viele Unternehmen von Diver-
sität. Dabei gehe es ihnen aber meist
um Geschlecht oder Herkunft. Für den
geschäftlichen Erfolg sei aber weniger
die demografische Diversität entschei-
dend, sondern mehr eine Vielfalt an be-
ruflichen Profilen.

Er habe gedacht, dass der grosse
Fachkräftemangel die Unternehmen
diesbezüglich offener gemacht hätte,
sagt Scheiwiller. Das sei jedoch nur in
einem geringen Umfang der Fall gewe-
sen. Der Grund für die Starrheit liegt
nach seiner Ansicht in mangelndem
Mut. Die Personalabteilungen würden
den Vorteil von branchenfremden Be-
werbern zwar häufig sehen. Sie seien
aber intern oft zu schwach gegenüber
der Führungslinie. Die Personalverant-
wortlichen seien in vielen Unternehmen
immer noch zweitrangig und zudienend
und könnten mit der Linie meist nicht
auf Augenhöhe verhandeln.

Für Scheiwiller sind das Beharrungs-
vermögen und der anhaltende Bran-
chenkult auch ein Zeichen dafür, dass
der Leidensdruck durch den Fachkräfte-
mangel nicht so gross sei, wie das laut-
starke Klagen der Unternehmen nahe-
legen würde.

Pascal Scheiwiller
CEO von RundstedtPD


